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In Sachen

Zuges-tell—t
’

o o o o . c o
o‘

o o o . o o o o o o o v n o o o s o ,

a) der Revisions—
klägerin am
18„ 4..1964

_b) der Revisions—
. ' _

€ € € @ n
beklagten am ‘ '
17° 401964

Beklagtenund Revisionsklägerin,

o o e o o o o a o e o u 0 0 o . o o a . l o . o n o ,

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 12° Senat des Bundessozialgerichts im Verfah-

ren ohne mündliche Verhandlung am 24° März 1964 unter

Mitwirkung von

Bundesrichter Dr° D a p p r i c h.

als Vorsitzenden,

Bundesrichter Dr° S c h w a n k h a r t und

Bundesrichter S c h m i d t h a l s

.
als weiteren Berufsrichtern‚

Bundessozialrichter W e b e r und

Bundessozialrichter R e i m e r

als ehrenamtlichen Richtern,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten werden die Urteile des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 24° Mai

1961 und des Sozialgerichts in Dortmund vom 7° Juni

1960 aufgehoben° Die Klage wird abgewiesen°

Außerg6richtliche Kosten haben die Beteiligten einan—

der nicht zu erstatten„

Von Rechts wegen°
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Mit Bescheid vom 5. Januar 1960 gewährte die Beklagte der
Klägerin auf ihren Antrag Rente wegen Berufsunfähigkeit

_
für die Zeit vom 1° Juli 1959 an° Der Versicherungsfall

ist im Juli 1959 eingetreten„ Die Beklagte berechnete die
Höhe der Rente nach den vom 1. Januar 1957 an geltenden

Vorschriften der Reichsversicherungsordnung (RVG) auf mo—
natlich 23,50 DM„ Die Gewährung der höheren Vergleichs—

rente nach altem Recht gemäß Art° 2 5 42 des Arbeiterrenten—

versicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG) lehnte sie mit
der Begründung ab, es seien in der Zeit vom 1° Januar

_
1949 bis zum 51‚ Dezember 1956 nicht die zur Erhaltung

der Anwartschaft in jedem Kalenderjahr erforderlichen 26

Wochenbeiträge entrichtet werden und auch die Halbdeckung

liege nicht vor.

Für die Klägerin wurden von 1919 bis 1925 Pflichtbéiträge

für eine Beschäftigung als Hausgehilfin entrichtet. An-
fechließend setzte sie — abgesehen von einer weiteren kur—

zen versicherungspflichtigen Beschäftigung während des

.Krieges —ihre Versicherung freiwillig fort. Freiwillige
‘Beiträge entrichtete sie insbesonder auch von 1949 bis

' 1956 mit je 26 Wochenbeiträgen für jedes Kalenderjahr; die
freiwilligen Beiträge entrichtete sie stets erst nach

Schluß des Kalenderjahres, für das sié'gelten sollten;
'idie für das Jahr 1956 entrichteten Beiträge tragen den

Jahresaufdruck "57"„—Für die Jahre 1957 und 1958 entrich—

tete die Klägerin je 9 Monatsbeiträge der Klasse A mit

dem Jahresaufdruck "59".
.

Den Bescheid vom 50 Januar 1960 hat die Klägerin mit der
Klage angefochten. Zur Begründung hat sie ausgeführt, sie

habe von der auch nach neuem Recht noch bestehenden gesetz—

'lichen Befugnis Gebrauch gemacht, Beiträge jeweils noch für
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JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 3 _

die verflossenen zwei Jahre zu erbringen° Sie falle daher

noch unter die für die Übergangszeit von 5 Jahren geschaf—

fene Härtevorschrift des Art, 2 5 42 ArVNG.

Das Sozialgericht (SG) hat den angefochtenen Bescheid ab—
geändert und hat die Beklagte verurteilt, die Vergleichs—
berechnung gemäß Art° 2 5 42 ArVNG vorzunehmen und der Klä—

gerin die höhere Rente zuzahlen° Es müßten auch diejenigen

Beiträge noch anerkannt werden, die gemäß 5 1442 RVG noch

nach dem 31° Dezember 1956 wirksam für die vorhergehenden

Jahre hätten entrichtet werden dürfen.

Gegen dieses Urteil hat die Beklagte Berufung eingelegt.

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung mit Urteil

vom 24„ Mai 1961 zurückgewiesen;
es hat die Revision zuge—

lassen° Die Klägerin habe Anspruch auf eine gemäß Art, 2
542 ArVNG zu berechnende Rente° Es müßten alle Beiträge

berücksichtigt werden, die noch rechtens für diese Zeit

vor dem 1, Januar 1957 nach damaligem Recht entrichtet
werden durften° Die Klägerin habe sowohl vor 1924 als auch

in„der Zeit vom 10 Januar 1924 bis zum 30° November 1948
Beiträge entrichtet, so daß die Anwartschaft aus diesen

Beiträgen gemäß 5 4 des Sozialversicherungs—Anpassungsge—

setzes (SVAG) zum 31. Dezember 1948 erhalten gewesen sei.

Für die Jahre 1949 und Später habe sie die jeweils erfor—

derlichen 26 Wochenbeiträge (@ 1264 RVG aF) bis einschlie—
lich 1956 innerhalb der zulässigen Entrichtungsfristen

erbracht° Mit den für sie für die Zeit bis zum 31° Dezember

1956 entrichteten Wochenbeiträgen sei auch die Wartezeit

von 60 Beitragsmonaten (= 260 Wochen) erfüllt (5 1262 RVO aF).

Da die Klägerin auch die dritte in Art. 2 @ 42 ArVNG aufge—
stellte Voraussetzung erfülle, nämlich für die Jahre ab

1957 bis zum Jahreseintritt des Versicherungsfalles je 9
Monatsbeiträge entrichtet habe, stehe ihr die günstigere

Vergleichsberechnüng aus allen für die Zeit bis zum 31.

Dezember 1956 erbrachten Wochenbeiträgen nebst dem Sonder2u#

'schuß zu.
_ 4 _
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Gegen dieses Urteil hat die.Beklagte Revision mit dem

Antrag eingelegt, das Urteil abzuändern und die Klage abzu-
weisen°

Sie ist der Auffassung, daß
für die Anwartschaftserhaltung

zum 1° Januar 1957 im Sinne des Art° 2 5 42 ArVNG nur die—
jenigen Beiträge berücksichtigt werden können, die tatsäch-

lich vor dem 1° Januar 1957 entrichtet worden seien°
{‘

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffendo

‚Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne.

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

Die zulässige Revision hatte Erfolg.

' Entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts hat die

Beklagte zu Recht die Gewährung der nach-Art° 2 5 42 ArVNG

zu berechnenden höheren Rente abgelehnt° Denn es mangelte

an
der Voraussetzung dieser Vorschrift, nach welcher die

Anwartschaft aus den vor dem 10 Januar 1957 entrichteteh

Beiträgen zu diesem Zeitpunkt erhalten sein muß° Nach stän—

diger Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) können

'insoweit nur diejenigen Beiträge berücksichtigt werden, die

vor dem 10 Januar 1957 entrichtet worden sind und nicht

‚diejenigen, die nach dem 31° Dezember 1956 entrichtet wor—

den sind, selbst wenn sie für die Zeit vor dem 1o Januar

'1957 entrichtet sein sollten (BSG 10 S„'139)„ Daher können

die von der Klägerin im Jahre 1957 für das Jahr 1956 ent—

’richteten Beiträge insoweit nicht berücksichtigt werden°
Allerdings müssen sie füridie.Rentenberc0hnung nach'■euem

Recht Berücksichtigung £inden, was aber auch geschehen ist°

. ‚' 5._
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Da es semit an Beiträgen für das Jahr 1956, die bei der

Anwendungdes Art. 2 5 42 ArVNGanzurechnen wären, über—
haupt mangelt, war zdm Jahresende 1956 nach 5 1264 RVG aF

die Anwartschaft aus den für die Zeit vor dem 1° Januar

1956 entrichteten Beiträgen erloschen° Denn es fehlten

die nach dieser Vorschrift für das Jahr 1956 zur Anwart—

schaftserhaltung erforderlichen Beiträge° Wie das Beru—

fungsgericht ohne Rechtsirrtum festgestellt hat, mangelt

es auch an den für die Halbdeckung nach 5 1265 RVO aF er-
forderlichen Beiträgen, so daß die Anwartschaft auch nicht

durch Halbdeckung erhalten war„ '

Da somit der Klägerin ein Anspruch auf die nach Art° 2

© 42 ArVNG zu berechnende höhere Rente nicht zusteht,

mußten die Urteile der Vorinstanzen aufgehoben und die

Klage abgewiesen werden.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 des Sozialgerichts—

gesetzes.
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